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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3104/03
von Marianne Eriksson (GUE/NGL), Piia-Noora Kauppi (PPE-DE) und Joke Swiebel (PSE)
an den Rat

Betrifft:Finanzierung von EQUAL-Vorhaben und Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung

Artikel 13 des EG-Vertrags, Artikel 21 der Charta der Grundrechte und Artikel 1 der Richtlinie 
2000/78/EG1 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf verbieten die Diskriminierung wegen der sexuellen 
Ausrichtung. Auf Gemeinschaftsebene gibt es eine integrierte Strategie zur Bekämpfung der 
Diskriminierung und der sozialen Ausgrenzung. EQUAL mit dem Schwerpunkt Arbeitsmarkt bildet 
Teil dieser Strategie. Die Mitgliedstaaten sollen ihre Strategie für EQUAL auf der Grundlage von 
Themenbereichen in den vier Pfeilern der Europäischen Beschäftigungsstrategie formulieren. 
Innerhalb dieser Bereiche sollen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass ihre Vorschläge im 
wesentlichen denen zugute kommen, die Opfer der Hauptformen der Diskriminierung (auf Grund des 
Geschlechts, der Zugehörigkeit zu einer Rasse oder Volksgruppe, Religion oder Glaubensrichtung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung) und Ungleichbehandlung sind.

Uns vorliegenden Informationen zufolge standen im laufenden EQUAL-Programm lediglich vier von 
1.400 Partnerschaften im Zusammenhang mit der Diskriminierung aus Gründen der sexuellen 
Ausrichtung. Kann der Rat mitteilen, ob diese Information zutrifft?

Kann der Rat außerdem angeben, ob alle Mitgliedstaaten die Diskriminierung aus Gründen der 
sexuellen Ausrichtung in die nationale Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen 
des derzeitigen EQUAL-Programms einbezogen haben? Wenn nicht, könnte er dann eine Erklärung 
für diese Unterlassungen durch die einzelnen Mitgliedstaaten geben?

Die nächste Runde von EQUAL wird im Frühjahr 2004 anlaufen. Kann der Rat mitteilen, ob alle 
Mitgliedstaaten, einschließlich der Beitrittsländer, beabsichtigen, in ihren nationalen Aufforderungen 
zur Einreichung von Vorschlägen ausdrücklich die Diskriminierung aus Gründen der sexuellen 
Ausrichtung zu erwähnen? Wenn nein, welche Maßnahmen ist der Rat bereit zu ergreifen, um die 
Zahl von Anträgen, die die Bekämpfung der Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Ausrichtung 
zum Gegenstand haben, zu erhöhen?
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